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1 Ausgangslage und Zielsetzung 
Mit dem Entscheid des Bundesrates vom 29. Januar 2025 zu den Begleitmassnahmen 
zur Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhaltigkeitsinitiative)»1 wurden di-
verse Aufträge im Asylbereich, bei der Zuwanderung in den Arbeitsmarkt sowie im 
Wohnungswesen erteilt. Zudem wurden die verschiedenen Departemente beauftragt, 
in Zusammenarbeit untereinander sowie unter Einbezug weiterer Stakeholder (z.B. 
Kantone, Sozialpartner) dem Bundesrat über den Stand der Umsetzung der erteilten 
Aufträge Bericht zu erstatten. Vorliegend handelt es sich um einen Bericht des Eidge-
nössischen Departements des Innern (EDI), welches im Bereich der Zuwanderung in 
den Arbeitsmarkt den Auftrag erhalten hatte, eine tripartite Arbeitsgruppe zur Kranken-
taggeldversicherung einzusetzen. Anlass hierfür bildeten insbesondere Hinweise da-
rauf, dass bestimmte Personengruppen beziehungsweise Unternehmen, die solche 
Personen beschäftigen, im Bereich der Krankentaggeldversicherung mit Schwierigkei-
ten konfrontiert seien. Vor diesem Hintergrund war zu prüfen, ob die bestehenden Re-
gelungen bezüglich Krankentaggeldversicherung potenziell negative Anreize für die 
Anstellung bestimmter Personengruppen setzen könnten und somit dazu führen kön-
nen, dass der Zugang zum Arbeitsmarkt für diese Personen erschwert ist.  

Bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit besteht nach Artikel 324a ff. des Bundesge-
setzes betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: 
Obligationenrecht) (OR)2 eine Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers. Diese Pflicht 
knüpft an die Dauer des Arbeitsverhältnisses an und führt dazu, dass Arbeitnehmende 
während einer bestimmten Zeit Anspruch auf den vollen vertraglich vereinbarten Lohn 
haben. Über die gesetzlich festgelegte Mindestdauer hinaus wird die Dauer der Lohn-
fortzahlung in der Praxis anhand anerkannter Richtskalen bestimmt. 

Zur Absicherung des Lohnrisikos infolge Krankheit können Unternehmen oder Arbeit-
nehmende eine Krankentaggeldversicherung abschliessen, welche mindestens gleich-
wertig ist.3 Diese kann entweder als freiwillige Taggeldversicherung nach dem Bun-
desgesetz über die Krankenversicherung (KVG)4 oder als privatrechtliche Versiche-
rung nach dem Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)5 ausgestaltet 
sein, wobei letztere Möglichkeit den Markt klar dominiert. Die Krankentaggeldversiche-
rung dient dem Erwerbsausgleich bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit und über-
nimmt – je nach vertraglicher Ausgestaltung – ganz oder teilweise die gesetzliche Lohn-
fortzahlung. Sie dient somit aus Sicht des Unternehmens als Schadensversicherung 
zur Risikominimierung krankheitsbedingter Abwesenheiten der Angestellten.  

Die Ausgestaltung der Krankentaggeldversicherung unterscheidet sich je nach Rechts-
grundlage und Versicherungsform. Während die Taggeldversicherung nach KVG sozi-
alversicherungsrechtlichen Vorgaben unterliegt, gelten für Versicherungen nach VVG 

 
1 BBl 2025 1262 
2 SR 220. 
3 Art. 324a Abs. 4 OR. 
4 SR 832.10. 
5 SR 221.229.1. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/1262/de
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privatrechtliche Regeln. Die beiden Systeme unterscheiden sich unter anderem hin-
sichtlich Aufnahmekriterien, Vorbehalten, Leistungsdauer, Prämiengestaltung sowie 
beim Wechsel zwischen Versicherungsformen. In der Praxis ist darauf hinzuweisen, 
dass gemessen am Prämienvolumen über 95 Prozent aller Taggeldversicherungen 
nach VVG abgeschlossen werden und somit die Taggeldversicherung nach KVG wenig 
Praxisrelevanz aufweist.6 

Das EDI beauftragte das Bundesamt für Gesundheit (BAG) die tripartite Arbeitsgruppe 
einzuberufen und sich in deren Rahmen über die geforderten Themen im Bereich der 
Krankentaggeldversicherung auszutauschen. Ziel der Arbeitsgruppe war es, vorhan-
dene Daten und Erkenntnisse in diesem Bereich zusammenzutragen, die bestehende 
Praxis zu beleuchten und mögliche Effekte im Zusammenhang mit der Krankentag-
geldversicherung zu analysieren. Im Fokus standen dabei ältere Arbeitnehmende, Per-
sonen mit Vorerkrankungen und Frauen. 

2 Vorgehen und Rahmenbedingungen 
Die Arbeiten der Arbeitsgruppe, die sich aus Vertretungen der Bundesverwaltung (Bun-
desamt für Gesundheit [BAG], Staatssekretariat für internationale Finanzfragen [SIF]), 
der Arbeitnehmenden (Travail.Suisse, Schweizerischer Gewerkschaftsbund [SGB]), 
der Arbeitgebenden (Schweizerischer Arbeitgeberverband [SAV], Schweizerischer Ge-
werbeverband [SGV]) sowie des Schweizerischen Versicherungsverbandes (SVV) zu-
sammensetzte, erfolgten in Form von drei Sitzungen, die jeweils einem eigenständigen 
Themenbereich gewidmet waren. In den Sitzungen wurden verfügbare statistische 
Grundlagen, bestehende Studien sowie praxisbezogene Erfahrungen der beteiligten 
Akteure diskutiert. Die Diskussionen dienten der gemeinsamen Analyse des bestehen-
den Systems sowie der Identifikation möglicher Problemlagen, Wissenslücken und of-
fener Fragestellungen. Die Erarbeitung konkreter Reformvorschläge war nicht Gegen-
stand der Arbeiten. 

Der vorliegende Bericht fasst die Erkenntnisse der Arbeitsgruppe zusammen. Er stützt 
sich auf die Protokolle der Sitzungen und gibt die Diskussion in verdichteter und the-
matisch strukturierter Form wieder. Er erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit im 
Sinne einer umfassenden Evaluation und enthält keine allgemeinverbindlichen Aussa-
gen, insbesondere keine konsolidierte Position der in der Arbeitsgruppe vertretenen 
Interessenorganisationen. Die dargestellten Einschätzungen und Erkenntnisse des 
EDI sind zudem vor dem Hintergrund der verfügbaren Datenlage sowie der unter-
schiedlichen Perspektiven der beteiligten Akteure zu verstehen. 

 
6 www.bag.admin.ch > Zahlen & Statistiken > Statistiken zur Krankenversicherung > Statistik der obligatorischen Krankenversicherung > 2024 > 

T06 sowie FINMA-Reports > Versicherer-Report > Schadenversicherer > Direktes Schweizergeschäft > Krankenversicherung. 

https://www.bag.admin.ch/de/statistik-der-obligatorischen-krankenversicherung
https://vrep.finma.ch/reports/de/detail/REP10
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3 Tripartite Arbeitsgruppe 

3.1 Ältere Arbeitnehmende  
3.1.1 Datenlage 
Die Datenlage zur Situation älterer Arbeitnehmender7 im Zusammenhang mit der Kran-
kentaggeldversicherung erweist sich insgesamt als sehr begrenzt. In der Arbeitsgruppe 
konnte auf keine statistische Grundlage zurückgegriffen werden, die spezifische Aus-
sagen zu Anstellungsanreizen oder -hürden für ältere Arbeitnehmende im Kontext der 
Krankentaggeldversicherung erlauben würde. Entsprechende Statistiken oder syste-
matische Erhebungen liegen nicht vor. 

Zentrale Hinweise ergeben sich aus einem im Auftrag des BAG von Ecoplan erstellten 
Berichts8, der im Rahmen des Postulates 24.3465 der Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit des Ständerats (SGK-S) erarbeitet und der Arbeitsgruppe vorge-
stellt wurde. Auf Grundlage einer repräsentativen Unternehmensbefragung bei rund 
4000 Unternehmen (Rücklaufquote 23 Prozent) kommt dieser Bericht zum Ergebnis, 
dass sich der Anteil älterer Arbeitnehmender in Unternehmen mit über neun Beschäf-
tigten mit oder ohne Krankentaggeldversicherung nicht unterscheidet (bei beiden liegt 
der Anteil an über 55-jährigen Personen bei 20 Prozent). Es wird ausserdem ersicht-
lich, dass 70 Prozent der befragten Unternehmen keinen oder eher keinen Zusammen-
hang zwischen dem Anteil älterer Arbeitnehmender in der Belegschaft und dem Zu-
gang zu einer Krankentaggeldversicherung feststellen. 74 Prozent der befragten Un-
ternehmen geben an, dass das Vorhandensein oder Fehlen einer Krankentaggeldver-
sicherung keinen oder eher keinen Einfluss auf die Anstellung älterer Personen hat. 
Gleichzeitig hält der Ecoplan-Bericht fest, dass 9 Prozent der Unternehmen einen Zu-
sammenhang zwischen dem Anteil älterer Arbeitnehmender in der Belegschaft und 
dem Zugang zu einer Krankentaggeldversicherung sehen. 7 Prozent geben zudem an, 
dass das Vorhandensein einer Krankentaggeldversicherung (eher) hinderlich für die 
Anstellung von älteren Arbeitnehmenden ist. Diese Ergebnisse beruhen auf Selbstaus-
künften der befragten Unternehmen.  

3.1.2 Praxis und Erfahrung  
Die in der Praxis bestehenden Initiativen und Projekte, die sich mit der Erwerbstätigkeit 
älterer Arbeitnehmender befassen, setzen insbesondere bei Sensibilisierungsmass-
nahmen an und richten sich primär an Unternehmen. Ihr Ziel ist es, Vorurteile abzu-
bauen und den Blick auf die Kompetenzen und Erfahrungen älterer Arbeitnehmender 
zu lenken. Ein direkter Bezug zur Krankentaggeldversicherung steht bei diesen Projek-
ten nicht im Vordergrund. 

 
7 Für die begriffliche Abgrenzung des Alters stützte sich die Arbeitsgruppe auf bestehende Definitionen des Bundesamts für Statistik. Als ältere 

Arbeitnehmende gelten demnach Personen im Alter von 55 bis 64 Jahren sowie Personen, die über das ordentliche Pensionsalter hinaus er-
werbstätig sind.  

8 Bericht Ecoplan "Daten und Informationen zur Krankentaggeldversicherung, Ergebnisse einer Unternehmensbefragung", 1. Dezember 2025. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243465
https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/BITjfdtkOKdJ/KTGV_BerichtEcoplan%201.12.25.pdf
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Seitens der in der Arbeitsgruppe vertretenen Interessenorganisationen wurde disku-
tiert, dass das Alter als solches im Zusammenhang mit der Krankentaggeldversiche-
rung keinen massgeblichen Einfluss auf Anstellungsentscheide zu haben scheint. 
Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass bei kleinen Kollektivverträgen, die vor 
Vertragsabschluss eine Gesundheitsprüfung vorsehen, das Alter durchaus eine Rolle 
spielen kann. Hintergrund ist, dass gesundheitliche Risiken statistisch mit zunehmen-
dem Alter steigen und sich das Krankheitsrisiko nicht vollständig vom Alter entkoppeln 
lässt, so dass eine isolierte Betrachtung des Alters zu kurz greift. Gleichwohl können 
negative Erfahrungen mit Prämienerhöhungen einen Einfluss auf die Bereitschaft ha-
ben, ältere Personen einzustellen. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang zudem die Ausgestaltung der Versiche-
rungsverträge. In der Arbeitsgruppe wurde darauf hingewiesen, dass im Rahmen von 
Kollektivverträgen keine individuellen Altersangaben zu den versicherten Personen er-
hoben werden. Das Alter einzelner Arbeitnehmender ist den Versicherern in diesen 
Konstellationen nicht bekannt und fliesst entsprechend nicht in die Risikobeurteilung 
ein. Relevanz erlangt das Alter vor allem bei Einzelversicherungen sowie bei sehr klei-
nen Kollektiven, häufig im einstelligen Bereich, in denen Gesundheitsprüfungen durch-
geführt werden, sowie teilweise bei Erreichen des Pensionsalters, da sich Koordinati-
onsfragen mit der AHV stellen.  

3.1.3 Zentrale Diskussionspunkte 
Im Zentrum der Diskussionen standen die Wechselwirkungen zwischen Alter und ge-
sundheitlichen Risiken. Aus Sicht der Mehrheit der Arbeitsgruppe lassen sich mögliche 
Effekte im Zusammenhang mit der Krankentaggeldversicherung daher nicht eindeutig 
allein dem Alter zuschreiben. 

Übereinstimmend wurde festgehalten, dass das Alter für sich genommen mehrheitlich 
keinen direkten Einfluss auf den Zugang zu einer Krankentaggeldversicherung erken-
nen lässt. Auch ergeben sich aus der durchgeführten Erhebung keine Anhaltspunkte 
dafür, dass Unternehmen ältere Arbeitnehmende aus diesem Grund systematisch nicht 
einstellen würden. Schwierigkeiten können sich vielmehr aus dem Zusammenwirken 
mehrerer Faktoren ergeben, namentlich bei kleinen Kollektiven, ohne dass die vorlie-
gende Datengrundlage einen generellen Schluss auf altersbedingte Anstellungshürden 
zulässt. 

3.2 Personen mit Vorerkrankungen 
3.2.1 Datenlage 
Die Datenlage zur Situation von Personen mit Vorerkrankungen im Zusammenhang 
mit der Krankentaggeldversicherung ist insgesamt ebenfalls sehr begrenzt. Es liegen 
auch hier keine statistischen Erhebungen vor, die systematisch aufzeigen würden, in 
welchem Ausmass Vorerkrankungen den Zugang zu einer Krankentaggeldversiche-
rung oder Anstellungsentscheide beeinflussen. Entsprechend stützt sich die Diskus-
sion in diesem Themenfeld nahezu ausschliesslich auf qualitative Informationen. 
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Zentrale Hinweise ergeben sich aus dem oben genannten Bericht von Ecoplan, der 
festhält, dass sich der Anteil an Personen mit Vorerkrankungen in Unternehmen ab 
neun Beschäftigen mit und ohne einer Krankentaggeldversicherung leicht unterschei-
det. In den Unternehmen mit einer Krankentaggeldversicherung ist der Anteil 4 Pro-
zent, Unternehmen ohne Krankentaggeldversicherung weisen einen Anteil von 0 Pro-
zent aus. Dieser Unterschied ist laut Ecoplan allenfalls darauf zurückzuführen, dass ein 
Arbeitgeber grundsätzlich nicht weiss, ob eine Person eine Vorerkrankung hat. In Un-
ternehmen mit einer Krankentaggeldversicherung wurde möglicherweise aufgrund von 
bereits bezogenen Leistungen auf das Vorhandensein einer Vorerkrankungen ge-
schlossen.  

Bezüglich der Faktoren, welche als hinderlich für den Abschluss einer Versicherung, 
angesehen werden, geben 12 Prozent der befragten Unternehmen an, dass sich das 
Vorhandensein einer Krankentaggeldversicherung eher negativ auf die Anstellung von 
Personen mit Vorerkrankungen auswirken könnte.9 Dieser Anteil ist bei Mikrounterneh-
men höher als bei grösseren Unternehmen.10 Gleichzeitig sieht die grosse Mehrheit 
der befragten Unternehmen keinen entsprechenden Zusammenhang. Die Studie weist 
darauf hin, dass auf Grundlage dieser Ergebnisse keine Aussagen zu tatsächlichen 
Anstellungspraktiken oder systematischen Effekten gemacht werden können, da aus 
der wissenschaftlichen Literatur bekannt ist, dass es unwahrscheinlich ist, dass Unter-
nehmen direkte Angaben zu diskriminierenden Anstellungspraktiken machen.  

Ergänzend wurde im Rahmen der Arbeitsgruppe auf bestehende Instrumente zur Un-
terstützung der beruflichen Eingliederung durch die Invalidenversicherung (IV) hinge-
wiesen. In diesem Zusammenhang wurde insbesondere die Möglichkeit einer Entschä-
digung für Beitragserhöhungen nach Artikel 18c des Bundesgesetzes über die Invali-
denversicherung (IVG)11 thematisiert. Nach Angaben des Bundesamts für Sozialversi-
cherungen (BSV) haben im Jahr 2024 rund 58’000 Personen an beruflichen Eingliede-
rungsmassnahmen teilgenommen, während lediglich 28 Personen von der Entschädi-
gung nach Artikel 18c IVG Gebrauch gemacht haben. Nach Einschätzung der invol-
vierten Stellen wird diese Regelung zwar aktiv kommuniziert, sie hat jedoch in der Pra-
xis keinen entscheidenden Einfluss auf Anstellungsentscheide, da diese jeweils im Ein-
zelfall beurteilt werden. Aussagen zur Bedeutung dieses Instruments im Kontext der 
Krankentaggeldversicherung lassen sich auf Grundlage der bestehenden Daten nicht 
ableiten. Zudem ist festzuhalten, dass diese Leistung der IV in keiner Weise den Zu-
gang zu Krankentaggeldversicherungen regelt. 

3.2.2 Praxis und Erfahrung  
Die Praxis zeigt auf, dass Vorerkrankungen insbesondere in Konstellationen relevant 
werden, in denen Gesundheitsprüfungen durchgeführt werden. Dies betrifft vor allem 

 
9 2 Prozent bejahen diese Frage.  
10 Mikrounternehmen: 1-2, respektive 1-9 Beschäftigte, kleine Unternehmen: 10-49 Beschäftigte, mittlere Unternehmen: 50-249 Beschäftigte, 

grosse Unternehmen: > 249 Beschäftigte. 
11 SR 831.20 
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Einzelversicherungen sowie sehr kleine Kollektive. In diesen Fällen können beste-
hende gesundheitliche Beeinträchtigungen bei der Risikobeurteilung berücksichtigt 
werden und sich direkt auf den Abschluss einer Versicherung im Rahmen von etwaigen 
Vorbehalten, höheren Prämiensätzen oder Ablehnungen auswirken. 

Seitens der Versicherer wurde anlässlich einer Präsentation zu internen Umfrageresul-
taten, die der SVV im November 2024 bei Versicherern sowie im Mai 2025 bei rund 
400 Unternehmen durchgeführt hatte, darauf hingewiesen, dass einzelne Schadenfälle 
in der Regel nicht ausschlaggebend für Vertragskündigungen oder starke Prämienan-
passungen sind. Prämienanstiege ergeben sich vielmehr aus einer Häufung von Scha-
denfällen über mehrere Jahre. Dabei spielen neben individuellen Risiken auch bran-
chen- und kollektivspezifische Faktoren eine Rolle, etwa die allgemeine Schadensent-
wicklung, die zu einem allgemein höheren Branchentarif führt, oder steigende versi-
cherte Lohnsummen. Gleichzeitig ist festzuhalten, dass steigende Kosten im Bereich 
der Krankentaggeldversicherung grundsätzlich von der Versichertengemeinschaft ge-
tragen werden und Versicherer risikoreiche Verträge unter Umständen beenden oder 
anpassen müssten, um Prämienanstiege für das gesamte Kollektiv zu begrenzen.  

Aus Sicht der Unternehmen wurde betont, dass insbesondere kleinere Betriebe bei der 
Suche nach geeigneten Versicherungsangeboten vor administrative Herausforderun-
gen gestellt werden. Der Aufwand für den Vergleich von Offerten und die Beurteilung 
von Versicherungsbedingungen – beispielsweise von Vorbehalten und Prämientarifen 
– wird als anspruchsvoll beschrieben, insbesondere wenn keine spezialisierten HR-
Strukturen vorhanden sind. Betriebliche Lösungen ohne externe Versicherung kommen 
vor allem bei grösseren Unternehmen vor, die das Risiko selbst tragen können. 

Darüber hinaus wurde thematisiert, dass gesundheitlich bedingte Absenzen, insbeson-
dere im Bereich psychischer Erkrankungen, in den letzten Jahren an Bedeutung ge-
wonnen haben. Diese Entwicklung wird als ein Faktor gesehen, der die Kostenentwick-
lung insgesamt beeinflusst, ohne dass daraus unmittelbar Rückschlüsse auf systema-
tische Benachteiligungen von Personen mit Vorerkrankungen gezogen werden kön-
nen. 

Präventive Massnahmen wurden im Kontext dieser Entwicklung als relevanter Ansatz-
punkt angesprochen. Dabei wurde von Seiten der Arbeitnehmenden hervorgehoben, 
dass Versicherer derzeit keinen finanziellen Anreiz haben, in Prävention zu investieren, 
da sie bei erhöhtem Schadenaufwand die Prämien anpassen können. Besonders prob-
lematisch sei dies angesichts der zunehmenden psychischen Erkrankungen, bei denen 
eine frühzeitige Intervention den Krankheitsverlauf wesentlich positiv beeinflussen 
kann. Aus Arbeitgebersicht bestehe grundsätzlich ein Interesse daran, krankheitsbe-
dingte Absenzen zu reduzieren und eine möglichst rasche Rückkehr an den Arbeits-
platz zu ermöglichen. Gleichzeitig wiesen einzelne Teilnehmende darauf hin, dass prä-
ventive Massnahmen – insbesondere im Bereich psychischer Erkrankungen – komplex 
seien und sich nicht allein durch betriebliche Interventionen steuern liessen. Multifak-
torielle Ursachen, die teilweise ausserhalb des Arbeitsumfelds liegen, schränken die 
unmittelbaren Einflussmöglichkeiten der Unternehmen deutlich stärker ein, als dies 
etwa in der Unfallprävention der Fall ist. 
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3.2.3 Zentrale Diskussionspunkte 
Im Zentrum der Diskussionen stand auch hier die Frage, in welchem Ausmass Vorer-
krankungen im bestehenden System der Krankentaggeldversicherung zu Zugangs-
problemen oder Anstellungshürden führen können. Dabei zeigte sich, dass mögliche 
Schwierigkeiten vor allem bei kleinen Kollektiven oder Einzelversicherungen auftreten.  

Ein weiterer Diskussionspunkt betraf die Rolle der Solidarität innerhalb der Versicher-
tengemeinschaft. In diesem Zusammenhang wurden Überlegungen zu alternativen 
Ausgestaltungen angesprochen, etwa branchenspezifische Tarife ohne Berücksichti-
gung des individuellen Schadenverlaufs, Pooling-Modelle oder andere Glättungsme-
chanismen, die starke Prämienausschläge nach Schadenfällen abfedern könnten. Als 
weitere Ansätze, Zugangshürden abzubauen, wurden beispielsweise Zuweisungsmo-
delle genannt für Unternehmen, die unverschuldet keine Taggeldversicherung ab-
schliessen können (in Analogie an die Ersatzkasse UVG). Diese könnte als Branchen-
lösung ausgestaltet oder gesetzlich verankert werden.  

3.3 Frauen 
3.3.1 Datenlage 
Die Datenlage zur Situation von Frauen im Zusammenhang mit der Krankentaggeld-
versicherung ist insgesamt ebenfalls begrenzt. Belastbare statistische Grundlagen, die 
systematisch aufzeigen würden, in welchem Ausmass das Geschlecht oder ein hoher 
Frauenanteil in der Belegschaft den Abschluss einer Krankentaggeldversicherung oder 
Anstellungsentscheide beeinflussen, liegen nicht vor. 

Einige Hinweise ergeben sich aus der erwähnten Ecoplan-Studie. Gemäss den Ergeb-
nissen dieser Erhebung sieht die Mehrheit der befragten Unternehmen (78 Prozent) 
keinen oder eher keinen Zusammenhang zwischen dem Vorhandensein einer Kran-
kentaggeldversicherung und der Anstellung von Frauen. Auch ein hoher Frauenanteil 
in der Belegschaft wird von den Unternehmen mehrheitlich nicht als hinderlich für den 
Abschluss einer Krankentaggeldversicherung eingeschätzt.  

Ergänzende Auswertungen zur Zusammensetzung der Belegschaften von Unterneh-
men mit über neun Beschäftigten mit und ohne Krankentaggeldversicherung zeigen 
Unterschiede beim Frauenanteil, insbesondere im Vergleich zu Frauen mit potenziel-
lem Anspruch auf Mutterschaftsleistungen. Aus Sicht einiger Arbeitsgruppenteilneh-
menden können diese Unterschiede Hinweise darauf sein, dass eine Diskriminierung 
von Frauen mit potenziellem Anspruch auf Mutterschaftsleistungen seitens der Unter-
nehmen besteht, wenn das Unternehmen eine Krankentaggeldversicherung abge-
schlossen hat. Nach Einschätzung von Ecoplan und anderer Arbeitsgruppenteilneh-
menden lassen diese Daten aber keine Rückschlüsse auf einen ursächlichen Zusam-
menhang mit dem Vorhandensein einer Krankentaggeldversicherung zu, da aufgrund 
der begrenzten Fallzahlen weitergehende Differenzierungen nicht möglich waren. Als 
mögliche Erklärungsfaktoren werden branchenspezifische Unterschiede bezüglich 
Frauenanteil insgesamt, Unternehmensgrössen sowie sektorale Besonderheiten ge-
nannt.  
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Aus Sicht der Unternehmen zeigt sich gemäss den qualitativen Einschätzungen der 
Ecoplan-Studie, dass eine hohe Frauenquote oder ein hoher Anteil von Frauen mit po-
tenziellem Anspruch auf Mutterschaftsleistungen mehrheitlich nicht als Hürde für den 
Abschluss einer Krankentaggeldversicherung wahrgenommen wird. 67 respektive 68 
Prozent der befragten Unternehmen geben an, dass diese Faktoren den Abschluss 
einer Krankentaggeldversicherung nicht oder eher nicht erschweren. 11 respektive 9 
Prozent geben an, dass diese Faktoren den Abschluss einer Krankentaggeldversiche-
rung erschweren oder eher erschweren. 22 respektive 23 Prozent haben die Frage mit 
«Weiss nicht» beantwortet. Ebenso beurteilt eine deutliche Mehrheit der Unternehmen 
(78 Prozent der Unternehmen) das Vorhandensein einer Krankentaggeldversicherung 
nicht als hinderlich für die Anstellung von Frauen. 19 Prozent haben die Frage mit 
«Weiss nicht» beantwortet. Diese Einschätzungen deuten darauf hin, dass das Ge-
schlecht als solches aus Unternehmenssicht keine zentrale Rolle bei Versicherungs- 
oder Anstellungsentscheiden spielt, wobei auch hier erwähnt werden muss, dass es 
aus Sicht der wissenschaftlichen Literatur eher unwahrscheinlich ist, dass Unterneh-
men Angaben über diskriminierende Anstellungspraktiken machen.  

3.3.2 Praxis und Erfahrung 
In der Praxis stellt sich gemäss der Einschätzung der Arbeitsgruppenteilnehmenden 
insbesondere die Situation für schwangere Frauen im Zusammenhang mit dem Zugang 
zu einer Krankentaggeldversicherung als schwierig dar. Eine bestehende Schwanger-
schaft kann beim Abschluss einer Einzeltaggeldversicherung sowie bei kleineren Kol-
lektivversicherungen relevant werden, da in diesen Fällen Gesundheitsprüfungen 
durchgeführt werden und entsprechende Angaben erforderlich sind. In grösseren Kol-
lektiven tritt diese Problematik nach Einschätzung der beteiligten Akteure nicht in den 
Vordergrund, da diese Personen vom Gesamtkollektiv erfasst sind und nicht individuell 
betrachtet werden.   

Ein weiterer praxisrelevanter Aspekt betrifft Teilzeitarbeit und Kleinstpensen von 
20 Prozent oder weniger, da Frauen überdurchschnittlich häufig in Teilzeit arbeiten. Die 
Löhne aus Teilzeitarbeit fliessen zwar in die versicherte Lohnsumme ein, aus Sicht der 
Arbeitnehmenden-Vertretungen bestehe jedoch das Risiko, dass bei tiefen Beschäfti-
gungsgraden und einer auf 80 Prozent begrenzten Lohnersatzleistung im Leistungsfall 
eine unzureichende finanzielle Absicherung resultiert. Die Arbeitgeber-Vertretung er-
gänzt in diesem Zusammenhang, dass bei einer Erhöhung des versicherten Prozent-
satzes ein Fehlanreiz entstehen könne, wenn man bei Krankheit gleich viel Geld erhält, 
wie wenn man arbeitet. 

Hinsichtlich einer geschlechtsspezifischen Prämiengestaltung wurde darauf hingewie-
sen, dass in der Einzeltaggeldversicherung nach KVG keine Differenzierung nach Ge-
schlecht erfolgt. In der Kollektivversicherung nach KVG sowie im VVG-Bereich, der den 
Grossteil der Versicherungsverträge ausmacht, sind hingegen weitere Differenzierun-
gen zulässig, sofern sie auf versicherungstechnischen Grundlagen beruhen und nicht 
willkürlich sind. In der Praxis resultiert daraus häufig eine Mischkalkulation, bei der ins-
besondere Faktoren wie Branche, Schadensverlauf oder Betriebsstruktur berücksich-
tigt werden. 
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3.3.3 Zentrale Diskussionspunkte 
Die Diskussionen machten deutlich, dass die Krankentaggeldversicherung im Zusam-
menhang mit der Anstellung von Frauen ebenfalls nicht als isolierter Einflussfaktor be-
trachtet werden kann. Potenzielle Effekte ergeben sich nicht aus dem Geschlecht als 
solchem, sondern aus dem Zusammenspiel verschiedener arbeitsrechtlicher, versiche-
rungsrechtlicher und struktureller Rahmenbedingungen. 

Weiter wurde diskutiert, in welchem Umfang diese strukturellen Merkmale des Arbeits-
marktes – namentlich der hohe Anteil von Teilzeitarbeit bei Frauen sowie niedrige 
Löhne in frauendominierten Branchen – die praktische Bedeutung der Krankentaggeld-
versicherung beeinflussen können. Konkrete Anstellungshürden für Frauen, die in di-
rektem Zusammenhang mit der Krankentaggeldversicherung stehen, konnten nicht un-
mittelbar identifiziert werden.  

4 Gesamtbetrachtung und Schlussfolgerungen 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe zeigen, dass sich bei keiner der betrachteten Perso-
nengruppen auf Grundlage der vorliegenden Daten eindeutige Hinweise auf eine sys-
tematische Benachteiligung hinsichtlich des Abschlusses einer Krankentaggeldversi-
cherung oder bei Anstellungsentscheiden zeigen. Weder das Alter als solches noch 
das Geschlecht oder das Vorliegen von Vorerkrankungen konnten als Einflussfaktoren 
identifiziert werden, die den Zugang zur Krankentaggeldversicherung oder die Anstel-
lung einer Person wesentlich steuern würden. Punktuelle Herausforderungen zeigen 
sich teilweise in spezifischen Konstellationen, insbesondere bei Einzelversicherungen 
oder sehr kleinen Kollektiven in Zusammenhang mit den erwähnten Personengruppen.  

Die fachlichen Auseinandersetzungen innerhalb der Arbeitsgruppe verdeutlichen, dass 
die Krankentaggeldversicherung nicht losgelöst von anderen strukturellen Rahmenbe-
dingungen im Bereich der Sozialversicherungen und der Erwerbstätigkeit betrachtet 
werden kann. Wechselwirkungen beispielsweise mit dem statistischen Krankheitsrisiko 
oder mit arbeitsmarktspezifischen Merkmalen wie Teilzeitarbeit oder Branchenzugehö-
rigkeit prägen die praktische Bedeutung der Krankentaggeldversicherung bedeutend 
stärker als einzelne personenbezogene Merkmale. 
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